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Obwohl die Zusammensetzung der
Protestbewegung in Peru sehr hetero-
gen ist, hat sie eines gemein: eine zu-
nehmende Radikalität und Gewaltbe-
reitschaft der Akteure. Das weite
Spektrum an Unmutsäußerungen
reicht von Streiks und Arbeitskämp-
fen, Autonomieforderungen und Pro-
testaktionen gegen geplante Privatisie-
rungen bis hin zu Demonstrationen ge-
gen das Missmanagement der politi-
schen, sozialen und ökonomischen In-
stitutionen.
Peru – unregierbar?
Eine Triebkraft für die politische In-
stabilität sind die starken Einkom-
mensdisparitäten, die sich zwischen
einzelnen Bevölkerungsschichten, je-
doch auch räumlich sehr stark ab-
zeichnen. Die reichsten zehn Prozent
der peruanischen Bevölkerung verfü-
gen über mehr als ein Drittel des ges-
amten nationalen Einkommens, wäh-
rend auf die ärmsten zehn Prozent we-
niger als ein Prozent entfallen. Auch
der im Human Development Report
(HDI) ausgewiesene Gini-Index1 von
0,498 für Peru (Index im HDI: 0,752,
Platz 85 von 177), der die nationale
Einkommensverteilung misst, spiegelt
die soziale Schieflage des Landes wi-
der.
Soziale Exklusion und Marginalisie-
rung durch Armut, mangelhafter Zu-
gang zu Bildungs- und Gesundheits-
einrichtungen sowie fehlende Integra-
tion in das formale Wirtschaftsleben
sind in den mehrheitlich von indigenen
Bevölkerungsgruppen bewohnten Re-
gionen in der Sierra und im Amazonas-
Tiefland allgegenwärtig. So lebten
2004 mehr als 40 Prozent der länd-
lichen Bevölkerung in absoluter Ar-
mut, während in urbanen Räumen we-
niger als neun Prozent davon betroffen
waren (im Großraum Lima vier Pro-
zent). 
Weitere sozioökonomische Kennzif-
fern belegen das starke Gefälle zwi-
schen Lima und dem übrigen Peru: In
der Hauptstadt entfallen rund 150 Te-
lefonanschlüsse auf 1.000 Einwohner,
im Landesdurchschnitt sind es weni-
ger als halb so viel. Während Lima
flächendeckend elektrifiziert ist, sind
periphere Provinzen wie Cajamarca,
Amazonas und Loreto in der Selva so-
wie Huánuaco und Puno in der Sierra
nur zu 30-50 Prozent ans Stromnetz
angeschlossen. Auch der Zugang zu
Trinkwasser ist in Lima für drei Vier-
tel der Haushalte gewährleistet, wäh-
rend in den Vergleichsregionen nur je-
der dritte bis vierte Haushalt Zugang
zur öffentlichen Trinkwasserversor-
gung hat. Die extreme Zentralität setzt
sich im wirtschaftlichen, politischen
und gesellschaftlichen Übergewicht
Limas fort. Rund 50 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) wird in Lima
erwirtschaftet, wo ein Drittel der 27,9
Millionen Peruaner leben. Rand- und
Kleinstädten sowie dem ländlichen
Raum verbleiben kaum Chancen, eine
eigenständige Entwicklung zu durch-
laufen. Dies fördert bei der dort le-
benden Bevölkerung Gefühle von Be-
nachteiligung, Marginalisierung und
Ressentiments gegenüber dem perua-
nischen Regierungs- und Gravita-
tionszentrum Lima. 
Auch nach der Dekade des Fujimoris-
mo (Präsidentschaft Alberto Fujimori,
1990-2000) fährt Peru unter der Re-
gierung Toledo weiterhin einen neoli-
beralen Wirtschaftskurs, der einher-
geht mit einer vom Internationalen
Währungsfonds (IWF) empfohlenen
restriktiven Haushaltspolitik. Rück-
zahlungen der Auslandsverbindlich-
keiten (49 Prozent des BIP), Entbüro-
kratisierung im öffentlichen Dienst
und eine rasche Privatisierung der vor-
mals über hundert Staatsbetriebe (v.a.
im Telekommunikations-, Energie-
und Bergbausektor) wurde Priorität
eingeräumt.
Soziale Grenzen des
Neoliberalismus
Die Privatisierungen haben zwar den
Zufluss von Direktinvestitionen stimu-
liert, dennoch trafen die Reformen auf
breiten Widerstand bei Belegschaft
und Gewerkschaften, die massiven
Stellenabbau und Lohneinbußen be-
fürchteten. Die Protestaktionen gipfel-
ten in gewaltsamen Auseinanderset-
zungen im Rahmen der geplanten Pri-
vatisierung der Elektrizitätswerke Ega-
sa und Egesur in Arequipa im Juni
2002 mit mehr als 150 Verletzten. In
Cajamarca kam es 2004 infolge der Er-
teilung der Abbaugenehmigung an ei-
ne private peruanische Minengesell-
schaft zu massiven Protesten und Un-
ruhen. Auslöser des Konflikts waren
die Nichtberücksichtigung örtlicher
Befindlichkeiten – der zur Erschlie-
ßung freigegebene Berg Quilish gilt
als heilig und hat besondere Bedeu-
tung für die lokale Wasserversorgung
– und das Ausbleiben eines konstrukti-
ven Dialogs mit der indigenen Bevöl-
kerungsmehrheit. 
Fehlendes Vertrauen in den
Präsidenten
Die innenpolitischen Entwicklun-
gen einschließlich der Aufde-
ckung des Skandals um Geheim-
dienstchef Vladimiro Montesino2
und Präsident Fujimori (2000) ha-
ben zu einem generellen Vertrau-
ensverlust der Bevölkerung in die
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Sind die Andenstaaten unregierbar?
Ursachen der politischen Krise in Bolivien, Ecuador und Peru
Die Bilder und Meldungen der letzten Wochen aus Bolivien, Ecuador und Peru vermitteln
den Eindruck, dass politische Instabilität sukzessive von einem auf den anderen zentralen
Andenstaat übergreift. Zentrale Akteure sind wütende Volksmassen und hilflose Regie-
rungen, die sich als Konfliktparteien gegenüberstehen. Während Carlos Mesa im bolivia-
nischen La Paz als Präsident zurücktrat und prophezeite, dass ein Scheitern des Reform-
prozesses die Unregierbarkeit Boliviens zur Folge hätte, zogen in Ecuador Tausende De-
monstranten durch die Straßen Quitos und erzwangen die Amtsenthebung von Staats-
chef Lucio Gutiérrez. In Lima und Umland sinken derweil die Popularitätswerte des Präsi-
denten Alejandro Toledo unter zehn Prozent. Dieser Beitrag skizziert wesentliche Merk-
male der politischen und zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzung in Peru und Bolivien,
unter Einbeziehung der aktuellen Entwicklungen in Ecuador. 
Politik beigetragen. Was Fujimori
hinterließ, war ein disparitäres und
entdemokratisiertes Regime, in dem
Reformen ausstehen. So zeigt sich die
Sensibilisierung der Bevölkerung hin-
sichtlich der Korruptionsanfälligkeit in
den zunehmenden Gewaltanwendun-
gen und Verfolgungen gegenüber poli-
tischen Amtsträgern. Im Frühjahr 2004
wurde der Bürgermeister der Aymará-
Gemeinde Ilave, Fernando Cirilio Ro-
bles, von einer wütenden Menschen-
menge getötet, nachdem er öffentliche
Gelder für die örtliche Asphaltierung
einer Straße veruntreut hatte.
Gewählt wird in Peru derzeit nach
dem Prinzip des kleineren Übels, ohne
Vorschusslorbeeren für Mandatsträger
und unter rasantem Popularitäts-
schwund. Dies zeigte bereits der knap-
pe Wahlausgang bei der Präsident-
schaftswahl im Jahre 2001. Toledo er-
reichte erst im zweiten Wahlgang
knapp die erforderliche Mehrheit. Bei
den Parlamentswahlen im gleichen
Jahr entfielen nur ein Viertel der Stim-
men auf die Partei Toledos (Perú Po-
sible). Dies führt zu einer einge-
schränkten Handlungsfähigkeit des
Parlaments, was die Implementierung
grundlegender Reformen erschwert.
Hinzu kommt die starke Zersplitte-
rung der Parteienlandschaft, die sich
sehr deutlich in den Ergebnissen der
letzten Kommunalwahlen im Novem-
ber 2002 offenbarte. In den insgesamt
25 Regionalregierungen gewannen 13
verschiedene politische Gruppierun-
gen, während die Regierungspartei
sich nur in einer Region behaupten
konnte. Das starke Abschneiden re-
gionaler Gruppierungen, die schweren
Verluste der Regierungspartei und die
daraus resultierende Zerfaserung der
politischen Landschaft lassen jeden
demokratischen Aushandlungsprozess
zu einer kaum überwindbaren Hürde
werden. 
Der Regierung Toledo gelingt es nicht,
die unterschiedlichen Akteure zu einer
gemeinsamen politischen Aus-
richtung zu bewegen. Durch di-
verse Wahlversprechen Toledos,
vor allem hinsichtlich der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit
und Armut, wurde die Erwar-
tungshaltung in der Bevölkerung
zudem gesteigert. Die mitunter
überzogenen und diffusen Erwar-
tungen vieler Peruaner an die Po-
litik, die diametral zu der notwen-
digen langfristigen strukturerneu-
ernden Politik stehen, erhöhen den
Druck auf die Amtsträger. Da kurzfris-
tige und sichtbare Verbesserungen
weitgehend ausblieben, beschleunigte
sich der Popularitätsverlust des Präsi-
denten weiter. Die Folge sind aufflam-
mende soziale Proteste, in denen sich
der aufgestaute Unmut entlädt und die
Außendarstellung von der Unregier-
barkeit lateinamerikanischer Staaten
manifestiert wird. 
Bolivien – unregierbar? 
Die politische Vergangenheit Boli-
viens ist von jahrhundertlanger Insta-
bilität bestimmt. Mehr als 190 Regie-
rungen wechselten sich zwischen Un-
abhängigkeit und dem letzten autoritä-
ren Regime unter Hugo Bánzer ab.
Seit Mitte der 1980er Jahre befindet
sich Bolivien auf dem schwierigen
Weg der Demokratisierung. Ein erster
Erfolg war die Verfassungsreform von
1994, die Gesetze zur Volksbeteiligung
und Bildungsreform verankerte. Das
„ley de participación popular“ („Ge-
setz zur Volksbeteiligung“) regelt die
Übertragung zentralstaatlicher Funk-
tionen auf die regionalen Gemeindere-
gierungen, die erstmals eigene Steuer-
mittel verwalten und gegenüber dem
von Bürgervertretern besetzten Über-
wachungskomitee rechenschafts-
pflichtig sind. Weitere sach- und her-
kunftsbezogene Basisorganisationen
ermöglichen es den Bürgern, sich po-
litisch einzubringen. 
Das ist beachtlich, da es derartige Ein-
flussmöglichkeiten für die Zivilbevöl-
kerung bis dato in Bolivien nicht ge-
geben hat. Zur Reformfinanzierung
wurde eine stärkere Besteuerung der
Rohstoffindustrie beschlossen. Aller-
dings erweist sich die Implementie-
rung als schwierig. Von Machtverlust
betroffene Amtsträger verweigern
Transparenz und Dialogbereitschaft,
ohne sanktioniert zu werden. Basisor-
ganisationen wird die Unterstützung
aus dem eigenen Lager verwehrt, da
der Gewerkschaftsdachverband „Cen-
tral Obrera Boliviana“ (Bolivianische
Arbeiterzentrale, COB) in ihnen neue
Instanzen zur Kontrolle der Zivilge-
sellschaft sieht. Und auch die schlep-
pende Mittelzuweisung behindert die
Reformumsetzung. Es scheint, als
müsse die Demokratie in einem von
Fremdbestimmung traumatisierten
Land erst erlernt werden.
Das Gesetz zur Reform des Bildungs-
wesens setzt dort an. Über bilingualen
Unterricht, wie er in einigen von Indi-
genen und Mestizen bewohnten Agrar-
kolonisationen praktiziert wird3, soll
die interkulturelle Kommunikationsfä-
higkeit verbessert werden, um zur
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Konfliktlösung beizutragen. Jedoch
schränken soziale und räumliche Dis-
paritäten die Erfolgsaussichten ein.
Während Kinder indigener Herkunft
einfache Land- oder Stadtschulen be-
suchen, ziehen Kinder wohlhabender,
meist weißer Familien teure Privat-
schulen vor und bleiben somit unter
sich.
Steuern nicht durchsetzbar
In diesem Jahr könnte der zwanzigste
Jahrestag der Demokratisierung be-
gangen werden. Ob es dazu kommt, ist
zu bezweifeln. Seit zwei Jahren neh-
men die Auseinandersetzungen im
Parlament und auf den Straßen wieder
zu. Anfang 2003 lösten Unruhen im
Kontext der Gespräche zwischen Re-
gierung und IWF zur Haushaltskonso-
lidierung eine Staatskrise aus, ein hal-
bes Jahr später trat Präsident Gonzalo
Sánchez de Lozada zurück. Auf ihn
folgte Carlos Mesa, dessen integrativer
Regierungsstil zunächst Hoffnungen
auf eine Beruhigung der Lage machte.
Im März 2005 bot Mesa jedoch seinen
Rücktritt an – der vom Kongress ab-
gelehnt wurde – und sprach erstmals
von der „Unregierbarkeit“ Boliviens,
nachdem Generalstreiks das Land er-
neut lahm gelegt hatten. Die Auslöser
der Proteste sind vielschichtig. Im Fe-
bruar 2003 waren es die Ankündigun-
gen von Präsident Sánchez de Lozada,
das Haushaltsdefizit von 8,5 auf 5,5
Prozent des BIP zu reduzieren. Finan-
ziert werden sollte dies über die Ein-
führung des „impuestazo“, einer Ein-
kommenssteuer für diejenigen, die
mehr als 115 Euro monatlich verdien-
ten. Schätzungen zufolge wären etwa
340.000 Bolivianer von der 12,5 Pro-
zent-Abgabe betroffen gewesen. Dar-
unter auch die Polizeiverbände, die bei
den Protesten Demonstranten gegenü-
ber dem Militär verteidigten. Nach
zweitägigen Kämpfen mit über 30 To-
ten und Hunderten Verletzten zog die
Regierung ihre Steuerreform zurück. 
Im Oktober 2003 sorgten die Regie-
rungspläne zum Gasexport und zur
Vernichtung von Koka-Anbauflächen
auf Druck der US-Regierung für Kon-
flikte, mehr als 60 Menschen starben,
ehe Sánchez de Lozada von seinem
Amt zurücktrat. Nachfolger Mesa ließ
2004 in einem Referendum zur Ener-
giepolitik seinen Regierungskurs be-
stätigen. Im Mai 2005 trat das neue
Energiegesetz in Kraft, das eine Kon-
zessionsabgabe von 18 Prozent und ei-
ne Gewinnsteuer von 32 Prozent für
transnationale Energieunternehmen
vorsieht. Dies bedeutete eine erste Ab-
wendung von einer unternehmens-
freundlichen Wirtschaftspolitik. 
Die so genannte Kapitalisierung Boli-
viens hatte unter Sánchez de Lozada
Mitte der 90er Jahre begonnen, als In-
vestoren mit Niedrigsteuersätzen zur
Ressourcenausbeutung ins Land ge-
holt wurden. Die Konfliktlinien wer-
den sich dadurch nicht verwischen, da
die Reformen den Oppositionsgruppen
nicht weit genug gehen. Der COB will
aus Sorge vor der Abspaltung von er-
döl- und erdgasreichen Provinzen eine
Verstaatlichung der Energiequellen,
während Evo Morales vom einfluss-
reichen „Movimiento al Socialismo“
(„Bewegung zum Sozialismus“ MAS)
eine Abgabe von 50 Prozent auf den
Rohstoffförderwert fordert. 
Armut und Verschuldung 
trotz Rohstoffreichtums
Die Intensität der Proteste ist nicht al-
lein Ausdruck der Ablehnung für die
gegenwärtige Politik. Bolivien ist ei-
nes der ressourcenreichsten und zu-
gleich ärmsten Länder Südamerikas.
Neben Agrarprodukten wie Soja, Kaf-
fee und Kakao sind es Edelmetalle wie
Gold, Platin und Silber, die auf den
Weltmärkten hohe Preise erzielen.
Hinzu kommen umfangreiche freie,
d.h. ohne gleichzeitige Erdölförderung
ausbeutbare Erdgasreserven. Liefer-
verträge bestehen mit Brasilien, großes
Interesse zeigen die großen Energie-
verbraucher USA, Mexiko, Argenti-
nien und Chile. Dem gegenüber steht
eine sich am Rande der Insolvenz be-
wegende Nation, die 1998 bei einer
Verschuldungsquote von 213 Prozent
des Exports lag. Die Anerkennung als
HIPC (Highly Indebted Poor Country)
ermöglicht bis 2007 eine Schuldenre-
duktion um ein Viertel. Zwei Milliar-
den US-Dollar werden Bolivien dann
erlassen worden sein, allein 350 Mio.
US-Dollar aus Deutschland. Die fi-
nanzielle Handlungsunfähigkeit der
Regierung offenbart sich in einem HDI
von 0,681 (Gini-Index: 0,447), gleich-
bedeutend mit Platz 114 von 177 ge-
listeten Staaten. Das Pro-Kopf-Ein-
kommen nach Kaufkraftparität liegt
bei 2.600 US-Dollar/Jahr und wird auf
dem amerikanischen Kontinent nur
von Nicaragua und Haiti unterboten,
ein Drittel lebt von weniger als 2 US-
Dollar pro Tag.
Die Diskrepanz von Ressourcenreich-
tum und tiefgründiger Armut, verstärkt
durch das Empfinden einer jahrhun-
dertlangen Ausbeutung in der Bevöl-
kerung, verhindert eine politische
Kontinuität. Das Vertrauen in die
Amtsträger ist gering, die Parteien-
landschaft zersplittert und der zivilge-
sellschaftliche Protest groß. Carlos
Mesa hat sich durch seine Weigerung,
Gewalt gegen Demonstranten einzu-
setzen, und das Referendum zur Ener-
giepolitik Popularität verschafft. Doch
bleibt auch unter seiner Regentschaft
evident, dass Themen wie Gasexport,
Steuerreform, Preiserhöhungen und
Autonomiebestrebungen die Men-
schen auf die Straßen treiben. 
Historisch-politische Referenzpunkte
dafür liegen nur teilweise in der Kolo-
nialzeit, dem Höhepunkt der Ressour-
cenausbeutung. Die Ressentiments
richten sich gegen den Haupthandels-
partner USA, seine als interventionis-
tisch aufgefasste Außenpolitik sowie
gegen den Nachbarn Chile, Dauerriva-
le und Kontrahent im hundert Jahre zu-
rückliegenden Salpeterkrieg, der den
traumatischen Verlust des Meereszu-
gangs für Bolivien bedeutete. Heute
lehnen vor allem wirtschaftlich be-
nachteiligte Gruppen einen Gasexport
in die USA über einen chilenischen
Hafen ab, auch wenn dies die gering-
sten Investitionskosten und höchsten
Renditen erwarten lässt. Zu groß ist
die Angst, dass Bolivien wieder einmal
mehr gibt als es bekommt. 
Indigene Protestbewegung
In den Konfliktmonaten von 2003 und
2005 kam es zu Blockaden der wich-
tigsten Zufahrtswege und zu Stern-
märschen zum Regierungssitz La Paz.
Auf den Demonstrationen anzutreffen
sind vorwiegend Menschen indigener
Abstammung, die sich mit einkom-
mensschwachen und benachteiligten
Schichten decken und im benachbar-
ten El Alto leben. Mobilisiert werden
sie einerseits von der stärksten po-
litischen Opposition um Evo Mo-
rales (MAS), andererseits von den
in Bolivien traditions- und ein-
flussreichen Gewerkschaften
(COB), Nachbarschaftsräten (jun-
tas vecinales) und Landlosenver-
bänden (movimientos sin tierra). 
Zwei Drittel der Bevölkerung ist
indigener Abstammung (v.a. Que-
chua, Aymara), fast ebenso viele
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arbeiten in der Landwirtschaft, besit-
zen allerdings nur geringe Flächenan-
teile. Trotz seit 50 Jahren bestehenden
Agrarreformgesetzen sind 90 Prozent
des Bodens im Eigentum von nur ei-
nem Viertel der Bevölkerung. Unter
dieser Prämisse lassen sich Tausende
der 8,9 Mio. Bolivianer auf die Straße
bringen, um gegen Disparitäten zu de-
monstrieren, um zu konfrontieren und
das Land vorübergehend zu paralysie-
ren. 
Ecuador – unregierbar?
Die jüngsten Entwicklungen in Ecua-
dor deuten in eine ähnliche Richtung.
Im Dezember 2004 tauschte Staatsprä-
sident Lucio Gutiérrez 27 von 31 Rich-
tern des Obersten Gerichtshofs aus.
Die ihm nunmehr loyalen Nachfolger
sprachen daraufhin die unter Korrup-
tionsanklage stehenden Ex-Präsiden-
ten Gustavo Noboa und Abdalá Buca-
ram frei. Daraufhin brachen in Quito
wochenlange, zum Teil gewaltsame
Proteste gegen die korrupte und klien-
telistische Regierungspolitik aus. Initi-
ator war v. a. die indigene Bevölke-
rung, die marginalisiert, aber gut orga-
nisiert ist. Das Parlament reagierte im
April 2005 auf die anhaltenden Protes-
te mit der Amtsenthebung von Gutiér-
rez. 
Trotz Forderungen nach einem Prozess
im Land gelang Gutiérrez mit Regie-
rungshilfe die Flucht ins brasilianische
Exil. Nachfolger wurde der bisheri-
ge Vize Alfredo Palacio. Die
neue Regierung bemühte
sich umgehend, zentralen
Forderungen der De-
monstranten nach
mehr Transparenz,
Partizipation und einer
stärkeren Positionierung gegenü-
ber den USA nachzukommen. So
sprach sich Innenminister Mauri-
cio Gándara gegen die Freihandels-
zone ALCA und den Kolumbien-Plan
aus, der im Herbst 2000 zwischen den
USA und Kolumbien im Kampf
gegen den internationalen Dro-
genhandel geschlossen wurde und
Ecuador durch Zustrom von Dro-
genkapital und Flüchtlingen sowie
durch grenzüberschreitende Mili-
täroperationen von US-Armee und
kolumbianischen (Para-)Militärs
negativ beeinträchtigt. 
Zentrale Andenstaaten –
unregierbar?
Die vorangegangen Ausführungen ha-
ben wesentliche Konfliktlinien in Pe-
ru, Bolivien und Ecuador aufgezeigt.
Obgleich länderübergreifende Be-
trachtungsweisen der Differenziertheit
der jeweiligen Problemkonstellation
nicht gerecht würden, lassen sich eini-
ge Gemeinsamkeiten dieser Staaten
herausstellen. So weisen sie im Ver-
gleich zu ihren Nachbarländern einen
hohen Anteil an indigener Bevölke-
rung auf, die durch ihren Organisa-
tionsgrad einen breiten Protest erst er-
möglicht. 
Die zunehmende Instabilität in den
drei Andenländern erwächst aus einem
Bündel wirtschafts- und sozialpoliti-
scher Fehlentwicklungen. Die Haupt-
probleme, die es zu bewältigen gilt,
können auf zwei Entwicklungsziele
zugespitzt werden: Stärkung demokra-
tischer Strukturen und Bekämpfung
der Armut, wobei laut IWF und Welt-
bank das zweite aus dem ersten folgen
soll. Die Massenproteste haben
gezeigt, dass
viele
an-
gesichts eines eklatanten Wohlstands-
gefälles die Reihenfolge lieber umge-
kehrt sähen: Erst muss die Armut be-
seitigt werden, um eine Demokratisie-
rung zu ermöglichen.
In Peru gefährdet das ungelöste Pro-
blem ungleicher Wohlstandsverteilung
den gesellschaftlichen Frieden und
wird zu weiteren Protesten führen. Die
Sitzverteilung im Parlament, das des-
aströse Abschneiden der Regierungs-
partei bei den Kommunalwahlen so-
wie die Zersplitterung der Parteien-
landschaft können als Indizien für die
eingeschränkte Regierbarkeit Perus
gewertet werden. Dem Erfolg demo-
kratisch gewählter Regierungen stehen
in vielen Fällen alte Eliten (Rentenka-
pitalisten) im Weg, die ihre Privilegien
zum Leidwesen der Bevölkerungs-
mehrheit verteidigen konnten. Neben
dem weit verzweigten Klientelismus
erschwert die geringe Akzeptanz staat-
lich legitimierter Marktregeln (z.B.
hinsichtlich des informellen Sektors
und des geringen Steueraufkommens)
die Handlungsfähigkeit der Regierung.
Zuversichtlich stimmt die mittels
Verfassungsreform anvisierte
Dezentralisierung der staat-
lichen Macht, die durch die
Kommunalwahlen von 2002
bestätigt wurde. Die Verla-
gerung von zentralstaat-
lichen Handlungsbereichen
auf lokale Institutionen
kann zu einer stärkeren
Partizipation der Bevöl-
kerung beitragen und
v.a. die ländlichen
Regionen ge-
genüber dem
traditionell
von Li-
ma
aus
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regierten Zentralstaat stärken. Positiv
zu werten ist auch die zunehmende Be-
reitschaft, sich mit Korruption und be-
gangenen Menschenrechtsverletzungen
öffentlich auseinanderzusetzen, wie die
Einberufung der Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission 2001 zeigte.
Auch in Bolivien erzürnt die Men-
schen der relative Stillstand des Lan-
des. Nach 15 Jahren neoliberalem
Wirtschaftskurs haben sich für die
meisten Lebensstandard und Zukunfts-
perspektive nicht verbessert. Die Men-
schen gehen auf die Straße und ver-
wehren den Amtsträgern ihre Unter-
stützung. Während zu Zeiten der auto-
ritären Regimes vielerorts die Proteste
gewaltsam aufgelöst wurden, ist die
jüngste Regierungsreaktion eine ge-
waltfreie. Dieser Weg ist der einzig
richtige, denn er respektiert den demo-
kratischen Einspruch der Bevölke-
rungsmehrheit. Problematisch wird es
dann, wenn das staatliche Gewaltmo-
nopol ins Wanken gerät. Dem regie-
rungsloyalen Militär stehen Teile der
Gewerkschafts- und Landlosenverbän-
de gegenüber, die Mitglieder zu De-
monstrationen verpflichten, sie zur
Gewalt animieren und somit eine
friedliche Konfliktlösung verhindern. 
Bolivien kann nur dann regierbar blei-
ben, wenn unterschiedliche Interessen
anerkannt, diskutiert und auf demokra-
tische Weise in eine Konsensentschei-
dung überführt werden können. Das
schwer lastende Erbe der Vergangen-
heit des Landes lässt eine solche Prä-
misse als nahezu unerreichbar erschei-
nen. Dennoch sollten die Demokrati-
sierungsbemühen unermüdlich bleiben.
Der jüngst angeregte nationale Dialog
unter Vermittlung der katholischen Kir-
che kann eine Plattform dafür sein.
Bildungsreform, Volksbeteiligungs-
und Dezentralisierungsgesetz, Refe-
rendum zu strittigen Politikthemen und
die Einberufung einer verfassungsge-
benden Versammlung, die in Bolivien
und Ecuador noch in diesem Jahr er-
wartet wird, sind wichtige Eckpfeiler
im Demokratisierungsprozess. Weite-
re Reformen müssen folgen, damit
sich im zentralen Andenraum langfris-
tig statt oligarcher feste demokratische
Strukturen etablieren und das Vertrau-
en der Bevölkerung in die Rechtstaat-
lichkeit zurückkehren kann.
Die Autoren arbeiten am Institut für Wirtschafts-
und Sozialgeografie der Universität Köln. 
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Münster
Fußnoten
1 Der Gini-Index ist ein gebräuchliches Disparitätsmaß zur
Messung von Einkommensverteilungen. Er kann einen Wert
zwischen „0“ (absolut gleichmäßige Einkommensvertei-
lung) und „1“ (größtmögliche Ungleichverteilung) anneh-
men.
2 Montesino übergab dem Oppositionsabgeordneten Al-
berto Kouri Bestechungsgeld in Höhe von 15.000 US-Dol-
lar für dessen Übertritt in die Partei des Präsidenten, dies
wurde auf einem Video festgehalten, welches dem Fernse-
hen zugespielt wurde. Die Ausstrahlung des Videos führte
letztlich zum Ende der Präsidentschaft Fujimoros.
3 In den Agrarkolonisationsgebieten des Tieflandes wird in
den Schulen Unterricht in Spanisch und Quechua angebo-
ten. Im Kolonisationsgebiet San Julian (Dpt. Santa Cruz) be-
dient die kirchlich getragene Schule „Fe y Alegria“ an meh-
reren Standorten Kinder aus rund 50 Dörfern, in de-
nen umgesiedelte Hochlandbevölkerung (Quechua,
Aymara) mit lokal zugewanderter Tieflandbevölke-
rung (Mestizen und Indigene: v.a. Guarayos, Tupi
Guarani) in Plansiedlungen zusammenlebt.
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